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Berlin, am 31.01.2025 

 

 

 

 

 

 

Das Gewalthilfegesetz kommt – aber schützt explizit nur Frauen.  

Die Politik platziert Hilfseinrichtungen damit in einem Widerspruch zwischen 

Theorie und Praxis und stellt trans*, inter* und nicht-binäre Personen als 

nicht schutzwürdig dar. Trans*feminine Personen und trans* Frauen wurden 

in den Diskussionen um das Gesetz wieder einmal als Gefährdung 

dargestellt. 

  

Wie von vielen Verbänden und der Zivilgesellschaft gefordert, hat die Politik den Weg für 
das Gewalthilfegesetz frei gemacht: SPD, Union und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN einigten 
sich früher diese Woche im Familienausschuss. Läuft alles nach Plan, wird das Gesetz am 
heutigen Freitag im Bundestag und im Februar im Bundesrat diskutiert. 

Tritt das Gesetz in Kraft, werden Frauenhäuser und Beratungsstellen in Zukunft besser 
finanziert: Die Länder und Kommunen müssen die Einrichtungen nicht mehr alleine tragen, 
sondern der Bund stellt bis 2036 rund 2,6 Milliarden Euro zusätzlich bereit. 

Das Gesetz führt einen Rechtsanspruch auf Beratung und Schutz bei Gewalt ein. Das 
Gesetz nennt aber explizit nur Frauen und ihre Kinder als Personen, die Zugang haben 
sollen. Ob trans* Frauen hier mitgemeint sind oder nicht, lässt das Gesetz an dieser Stelle 
offen. Das Gesetz hatte in früheren Versionen explizit alle trans*, inter* und nicht-binären 
Personen in seinen Schutzbereich aufgenommen, u.a. auch weil Artikel 4 der Instanbul-
Konvention diese Personengruppe als schutzwürdig definiert.  

Ursache des nun erfolgten Ausschlusses ist die Position der CDU. Die Union wollte sogar 
noch einen Schritt weiter gehen und in den Gesetzestext aufnehmen lassen, dass das 
Gesetz Frauen und Kinder schütze, trans* Frauen hier aber explizit nicht mit gemeint 
seien.  
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Mari Günther vom Bundesverband Trans* sagt dazu: „Mit dieser Strategie hat die CDU 
nicht nur den Schutz von trans*, inter* und nicht-binären Personen verhindert, sondern 
auch die Rechte aller Frauen in diesem Land angegriffen. Sie hat die gewaltbetroffenen 
cis Frauen in diesem Land als Geisel gehalten - denn wenn SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN am Schutz für alle trans*, inter* und nicht-binäre Personen festgehalten hätten, 
wäre das Gesetz aufgrund der fehlenden Unterstützung der CDU geplatzt. All die Frauen, 
die zum jetzigen Zeitpunkt keine Hilfe finden, die getötet werden, hätten in diesem Fall 
weiter keine Hilfe gefunden - und die CDU hätte das billigend in Kauf genommen. Die 
Rechte von Frauen und die Rechte von trans*, inter* und nicht-binären Personen werden 
hier gegeneinander ausgespielt. Die Trans*bewegung ist eine zutiefst feministische 
Bewegung. Daher sehen wir nicht nur den Ausschluss von trans*, inter* und nicht-binären 
Personen als Skandal, sondern auch wie er erreicht wurde.“ 

Die Strategie der Union basiert auf trans*feindlichen und vor allem trans*misogynen 
Narrativen. Es werden Falschinformationen über trans*feminine Personen und trans* 
Frauen verbreitet. Sie werden als potenzielle Gefährdung dargestellt. Diese Panikmache 
ist realitätsfern, die vermeintliche ‚Gefahr‘ erfunden und von keinerlei Daten untermauert - 
während gleichzeitig belastbare Zahlen vorliegen, die einen Anstieg der Gewalt gegen 
eben die Gruppe von Menschen demonstrieren, die selbst unbegründet als Gefahr 
konstruiert wird.  

In der Praxis entscheiden Frauenhäuser nach hausinternen Richtlinien selbst, ob sie eine 
schutzsuchende Person aufnehmen. Die Beratung und Unterbringung von trans*, inter* 
und nicht-binären Personen ist in vielen Einrichtungen – teilweise seit Jahrzehnten – eine 
Selbstverständlichkeit. 

Die fehlende klare Inklusion von trans* Frauen und allen trans*, inter* und nicht-binären 
Personen im Gesetzestext bringt trans* Frauen in eine prekäre Lage: Frauenhäuser, die 
ausschließlich cis Frauen aufnehmen, werden dies weiterhin tun. Frauenhäuser, die offen 
für trans*, inter* und nicht-binäre Personen sind, werden es bleiben - da trans*misogyne 
und trans*feindliche Narrative aber immer mehr Verbreitung finden, muss die Zukunft 
zeigen, wie lange das noch so sein wird. Durch die Formulierung des Gesetzes wird die 
Diskussion darüber, wer geschützt wird und wer nicht, in die Einrichtungen verlagert. 

 

Mari Günther dazu weiter: „In der Praxis wird die Exklusionsforderung der CDU erst mal 
nicht viel ändern. Der Versuch, Fachkräfte, die gewaltbetroffenen Personen helfen, 
zwischen das Gesetz und ihre etablierte Praxis zu stellen, zwischen das Gesetz und ihren 
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Auftrag, Menschen zu schützen, ist untragbar. Dies geschieht in der Hoffnung, dass sie 
dazwischen zerrieben werden und künftig nicht nur trans* Männer, inter* Personen und 
nicht-binäre Personen ausschließen, sondern auch trans* Frauen.  Das ist ein Angriff auf 
das bestehende Hilfesystem. Auch wenn der BVT* die bessere Finanzierung und die 
zusätzlichen Ressourcen begrüßt, die durch das Gesetz ermöglicht werden, kritisieren wir 
den Ausschluss scharf. Gleich mehrere Gruppen, die oft von Gewalt betroffen sind, explizit 
auszuschließen und damit laut und deutlich zu sagen, dass diese Gruppen nicht 
schutzwürdig sind, zeigt uns, wie wenig Solidarität und wie viel soziale Kälte in diesem 
Land herrschen.“ 

In Anbetracht des gesellschaftlichen Rechtsrucks wäre Gewaltschutz für trans*, inter* und 
nicht-binäre Personen dringender denn je. Die im November 2023 erschienene Studie 
Antifeminismus als autoritäre Krisenreaktion? zeigt: Je autoritärer eine Gesellschaft wird, 
desto stärker können sich Personen dazu legitimiert sehen, menschenfeindliche 
Einstellungen durch Gewalt auszuagieren. Dies geschieht bewusst und unbewusst. 
Besonders trans*, inter* und nicht-binäre Personen sind von diesen Gewaltformen 
betroffen. 

Durch den gesellschaftlichen Rechtsruck ist bereits jetzt ein deutlicher Anstieg 
trans*feindlicher Gewalt in Deutschland zu beobachten: Das Bundesinnenministerium 
verzeichnet für 2023 besorgniserregende Fallzahlen für Hasskriminalität mit Bezug zu den 
Merkmalen „sexuelle Orientierung“ (1499 Straftaten) und „geschlechtsbezogene Diversität“ 
(854 Straftaten). Das ist ein deutlicher Anstieg zum Vorjahr (insgesamt 1422 Straftaten in 
beiden Kategorien). 

Angesichts der gesellschaftlichen Entwicklungen ist damit zu rechnen, dass Gewalt gegen 
trans* und nicht-binäre Personen weiter zunehmen wird. Das Gewalthilfegesetz lässt 
trans*, inter* und nicht-binäre Personen hier bewusst schutzlos zurück. 

  

Hintergrund: 

Gewalt gegen trans* und nicht-binäre Personen ist und war lange gesellschaftlich 
normalisiert. Dies findet auch Ausdruck darin, dass es nicht sehr viele Erhebungen gibt, 
die belastbare Zahlen über Gewalt an trans* und nicht-binären Personen liefern. 
Erhebungen zu häuslicher Gewalt gegen trans*, inter* und nicht-binäre Personen sind uns 
nicht bekannt. Wenn sich Erhebungen mit dem Thema Gewalt beschäftigen, wird meist 
allgemein nach körperlicher und/oder sexualisierter Gewalt gefragt und selten der Kontext 
erhoben. Die Zahlen der existierenden Erhebungen sind jedoch eher hoch: 
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- In der EU-weiten Vergleichsstudie der Grundrechteagentur der Europäischen Union FRA 
(2014), geben 34 % aller befragten trans* Personen an, in den vergangenen fünf Jahren 
körperliche oder sexualisierte Gewalt erlebt zu haben: : Trans* Frauen sind mit 38 % am 
häufigsten Gewalt ausgesetzt. 32 % der trans* Männer und 27 % der nicht-
binärenPersonen sind gewaltbetroffen..  

  

- In der von LesMigras durchgeführten Studie mit dem Titel „..nicht so greifbar und doch 
real“  aus dem Jahr 2012 stimmten 74,5 % der 216 befragten trans* Personen der 
Aussage zu, dass ihnen unverschämte, sexualisierte Fragen zu ihrem Körper gestellt 
wurden. 30,9 % gaben an, sexualisierte Übergriffe erlebt zu haben. 

  

- An der U.S. Transgender Survey aus dem Jahr 2016 nahmen 27.715 trans* und nicht-
binäre Personen teil. Unter ihnen beantworteten 47 % die Frage, ob sie sexualisierter 
Gewalt ausgesetzt gewesen sind, mit Ja. 

  

- Im Rahmen der Australian Trans and Gender Diverse Sexual Health Survey aus dem 
Jahr 2018 stimmten 53,2 % der teilnehmenden1613 trans und nicht-binären Personen der 
Frage „Wurden Sie jemals gezwungen oder eingeschüchtert, etwas Sexuelles zu tun, was 
Sie nicht tun wollten?“ zu. 

  

- In der Partner 5-Studie aus dem Jahr 2021, die im deutschsprachigen Raum erhoben 
wurde, ordneten sich 42 Personen (5 %) der 861 Befragten der Kategorie „divers“ zu. Von 
diesen Personen stimmten 21 % der Aussage zu, eine Vergewaltigung überlebt zu haben. 

  

Weiterführende Links:  

 
Autoritarismus-Studie:  
Niendorf, J, Rodemerk, H. (2023). Antifeminismus als autoritäre Krisenreaktion? 

Sozialpsychologische Perspektiven auf die Ergebnisse der Leipziger Autoritarismus Studie 

2022 in Institut für Demokratie und Zivilgesellschaft (IDZ): Wissen schafft Demokratie 
(2023), Bd. 13, Seite 86 bis 99. https://www.idz-
jena.de/fileadmin/user_upload/PDFs_WsD13/WsD13_Johanna_Niendorf_u_Henriette_Ro
demerk.pdf 
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FRA:  
European Union Agency for Fundamental Rights (2014). Being Trans in the EU: 

Comparative analysis of the EU LGBT survey data (S. 53-54). Publications Office of the 
European Union. https://fra.europa.eu/en/publication/2014/being-trans-eu-comparative-
analysis-eu-lgbt-survey-data, doi:10.2811/92683 

Zahlen aus Australien:  
Callander, D., Wiggins, J., Rosenberg & S., Cornelisse et al. (2019). The 2018 Australian 

Trans and Gender Diverse Sexual Health Survey: Report of Findings (S. 10). UNSW 
Sydney. 
https://static1.squarespace.com/static/5b7256b13c3a53aa464c89ad/t/61d61a0482013b1c
cc5f8068/1641421329126/ATGD+Sexual+Health+Survey+Report_2018_printmarks.pdf 

 Zahlen aus den USA:  
James, S. E., Herman, J. L. & Rankin, S. et al. (2016). The Report of the 2015 U.S. 

Transgender Survey (S. 205). National Center for Transgender Equality. 
https://transequality.org/sites/default/files/docs/usts/USTS-Full-Report-Dec17.pdf 

Zahlen aus Deutschland:  
LesMigraS (2012). „… nicht so greifbar, und doch real …“. Eine quantitative und qualitative 

Studie zu Gewalt und (Mehrfach-)Diskriminierungserfahrungen von lesbischen, 

bisexuellen Frauen und Trans* in Deutschland (S. 23-95). 
https://lesmigras.de/tl_files/lesmigras/kampagne/Dokumentation%20Studie%20web.pdf 

Weller, K. et al. (2021): PARTNER 5 Jugendsexualität 2021. Primärbericht: Sexuelle 

Bildung, sexuelle Grenzverletzungen und sexualisierte Gewalt (S 23-30). Hochschule 
Merseburg. https://www.ifas-home.de/wp-content/uploads/2023/01/PARTNER-5-
Jugendliche-Tabellenband.pdf 

Zahlen zu Hasskriminalität: 
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/nachrichten/202
4/pmk2023-factsheets.pdf?__blob=publicationFile&v=2 
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